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Mittheilungen aus den Verhandlungen der Stände des Großherzogthums
Baden im Jahr 1831 .

137 . Karlsruhe 10. September.

Anzeige .
Indem ich mich auf meine Anzeigen in Nr . 62 und 101 . dieses Blattes beziehe , bitte ich die verehrlichen

auswärtigen Abbonnenten , ihre Bestellungen auf das fünfte Abbonnement , oder Nr . 145 bis 181 . gefäl¬
ligst sogleich bei dem betreffenden Postamte zu machen , weil die Zusendung derselben , der bestehenden Postein¬
richtung gemäß , sonst unterbleibt , und später eingehenden Bestellungen die ersten Nummern dieses Abbonncments leicht
nicht beigefügt werden könnten , da künftig nur wenige Eremplare über die festbestellte Anzahl gedruckt werden . —

Von dem dritten und vierten Abbonnement besitze ich nur noch wenige einzelne Eremplare , und bitte daher die¬

jenigen Besitzer der ersten 72 Nummern , welchen an dem vollständigen Besitz des Landtagsblattes gelegen ist, das ihnen
Fehlende möglichst schnell zu bestellen . —

Karlsruhe , den 9 . September 1831 .
Th . CH. Groos .

( Forts , des in der 83 . Sitzung der zweiten Kammer vom

Abg . Goll erstatteten Berichtes über die Nachweisungen
der Geldverwendung des Großherz . Finanzministeriums mit
Branchen , von den Jahren 1827 — 1830 .)

Ta das Karlsthor ein nothwendiges Bauwesen war , und
die Stadt Karlsruhe keine Verbindlichkeit hat , für die Un¬
terbringung der Militär - Thorwache , neben ihrem eigenen
Thorhüter , zu sorgen , die Verwendung des verwilligten
Bauaufwandes von 10,000 fl . blos auf Erhaltung des be¬
reits bestandenen Bauwesens ging , so hält Ihre Kommission
diesen Satz für gerechtfertigt , und trägt deßhalb auf Ge¬

nehmigung an .

Dagegen mußte das neue Finanzministerial -Gebäude , wel¬
ches nach dem Umfange des Platzes und nach dem glän¬
zenden Maßstabe , in dem der Ban begonnen wurde , große
Summen zu seiner Vollendung zu erfordern scheint , die

Aufmerksamkeit Ihrer Kommission ganz besonders in An¬
spruch nehmen .

Sie erbat sich daher nähere Aufklärung von dem Herrn
Flnanzminister , welche, so weit dieselbe nicht auS dem vor¬

gelegten Budget hervorging , bereitwillig gegeben wurde ,
und Ihnen nun dieses Verhältniß zur Prüfung und Erör¬

terung vorlegen kann . Es wird nämlich , um die Notwen¬
digkeit und Nützlichkeit des Baues zu begründen , ange¬
führt , daß der Raum in dem sogenannten Kanzleigebäude
schon längst nicht mehr hingereicht habe , um alle Stellen ,
ihre Archive und Akten zu fassen , besonders nachdem auch
später centralisirte Administrationen untergebracht werden

mußten .

Zwar habe man sich dadurch zu helfen gesucht, daß man

nach und nach die Revision und Registratur der Kirchen¬
sektionen , die Staatsanstalten - Kommission , die Hofdomä¬
nen - Kammer , und andere mehr , in Mietwohnungen un¬

terbrachte . Allein , abgesehen davon , daß solche Trennun¬

gen die Aufsicht und den Geschäftsgang sehr erschwerten ,
so sey gleichwohl für die in dem Kanzleigebäude zurückge¬
bliebenen Stellen der Raum zu eng gewesen . Namentlich
hätten das Ministerium des Innern und der Justiz ge¬
gründete Klagen erhoben , und als sprechender Beweis diene
ferner die Verlegung der Registraturen auf den Speicher
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und die Unterschlagung der Kommunikationsgänge mit

Bretterwänden . Obncrachtet dieser Einrichtungen befinde

sich noch heute ein Theil der Behörden in Mietwohnungen
Es sei nvthwendig und die Pflicht der Regierung gewesen ,
die Gefahr für die auf die Speicher aittgehauftcn , oft höchst

wichtigen Akten zu beseitigen , besonders nachdem das Ge¬

wicht derselben das Gewölbe gedrückt , und größeren Nach¬

theil herbeizuführcn gedroht habe . Um aber zur Beförde¬

rung des Dienstes die Branchen einer Verwaltung in

einem und demselben Gebäude vereinigen zu können , und

um die Angestellten nicht länger in engen , ungesunden
Räumen , oder unter dem durch die Sonne erhitzten Dache

arbeiten zu lassen , scy es unvermeidliche Notbwendigkeit

gewesen , sämmtliche Finanz - Branchen aus dem alten Kanz¬

leigebäude zu entfernen , und für dieselben ei» neues Haus

zu erbauen , in welchem durch ihre Concentrirung der bei

diesem Staatsverwaltungszweige so wvhlthätige , rasche uno

abgekürzte Geschäftsgang erzielt werben könnte . Der Herr

Finanzminister hat ferner darzustcllen gesucht , daß das neue

Finanzministerialgebäude diesen Anforderungen entsprechen j
und der Staatskasse keinen größeren Aufwand verursachen
würde , als sie bei kümmerlicher Dislocirung der Branchen
des Finanzministeriums in Miethwohnungen , für weit un¬

vollkommenere Erreichung des nämlichen Zweckes , hätte be¬

streiten müssen . Es sollen nämlich in das neue Gebäiide

ausgenommen werden :
1 ) Tie Stellen , welche dermalen in Miethe wohnen und

folgende Mietbzinse entrichten :

1) Tie Hofdomäncnkammer 1,215 fl . , 2 ) die Baudirek¬

tion 220 fl . ; 3 ) die Kassen - Kommission 300 fl . ; 4 ) die

Kreiskasse 250 fl . ; 5) Kanzleidiener 100 fl . z mithin wer¬

den im Ganzen erspart 2,085 fl . Mietbzinse .

Ferner müßten noch Miethwohnungen gesucht werden ,
und würden kosten : 1 ) für die Stenerdirektion 1,500 fl . ,
2 ) für die Fiskalars - Kommission 300 fl . , 3j für die Amor¬

tisationskasse 700 fl . und 4 ) für die Qberrechnungskammer

2,200 fl . im Ganzen 4,700 fl . Für sämmtliche Miethwoh¬

nungen werden mithin erspart 6,785 fl . Berechnet man

hierzu den Erlös von der Wohnung des Finanzministers ,
so könnte dieser nach Abzug des vierprocentigen Kapitals

seines Miethzinses »st 600 fl . noch 10,000 fl . betragen :

ferner der Erlös aus dem Gebäude der Oberforstkommis -

sion , nach Abzug des vierprocentigen Kapitals des Mieth¬

zinses für den Land - Oberjägermeister v . Kcttner »st 300 fl .

noch 39,500 st. ; beide würden zusammen also ein Kapital
von 40,000 fl . ausmachen . Berechne man davon die Zin¬

sen mit 4 Procent auf 1,980 fl . , so betrage die ganze jähr¬

liche Ersparnis 8,76 .5 fl . , und diese Rente in das vierpro -

ccntige Kapital verwandelt , mache 219,125 fl .

Der Aufwand für das neue Gebäude wurde berechnet ,
I ) Für den Platz , nach Abzug des Erlöses aus den Ueber -

gebäuden 47 .200 fl . ; 2 ) Baukosten nach dem Anschläge

163,000 fl . ; 3 ) Umzug und Einrichtung 5,000 fl . , zusam¬

men auf 215,200 fl.

Hieran seien bezahlt im Jahre 1829/30 für den Platz

47,200 st . , aus laufenden Revenuen 54,387 fl . , aus dem

Grundstock der Domänen - Administration wurde beigeschos¬

sen für den ungefähr entsprechenden Theil des Gebäudes

52,920 fl . , zusammen 154,507 fl . , mithin seien ins Bud¬

get nur noch 60,693 fl . , oder rund 61,000 fl . aufzuneh¬
men , welche Summe durch den spätem Verkauf obiger
Gebäude wieder gedeckt werde .

Obgleich nun ihre Kommission die von dem Herrn Fi -

nanzminister gegebene Uebersicht nicht so unbedingt aner¬

kennen kann , indem cs ihr noch nickit ganz klar ist , daß

für alle die unter Ziffer 2 bezeichneren Stellen ebenfalls

Miethwohnungen , und zwar in den angegebenen Preisen ,

gesucht werden müssen , obgleich üe ferner zweifelt , daß

durch die zu verkaufenden Häuser der Bedarf gedeckt , und

daß das neue Finanzministerial - Gebäude , nach der Art ,
wie es aufgeführt wird , um den berechneten Anschlag her -

gestellt werden könne , auch mißbilligen muß , daß für die¬

ses Haus ein Platz erkauft wurde , welchen die daraus

befindlichen Uebergebäude sehr vertheucrt haben , so hat sie

doch aus den angegebenen Verhältnissen die die Ueberzeu -

gung geschöpft , daß die Erbauung eines neuen Finanzmi -

nistcrial - Gebäudes selbst im Interesse des Dienstes zweck-

niäßig sei. Aber eine ganz andere Frage drängt sich hier

auf : — ob es nämlich in der Befugniß des Finanzmini¬

steriums lag , ein derartiges Gebäude , wofür der Kostenbetrag

auf einige 100,000 fl . ansteigt , anzufangen und erbauen

zu lassen , ehe den Ständen die Vorlage gemacht , die Noth -

wendigkeit nachgewirsen , sofort die Genehmigung ertheilc ,
und die Anweisung auf die dazu erforderlichen Fonds einge¬

holt worden war ?

Diese Frage , meine Herren , muß Ihre Kommission

geradezu verneinen , und daher die Erwartung aussprechen ,

daß künftig auch in diesem Theile der Verwaltung die ver -
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fassungsmäßige Einwirkung der Stände nicht umgangen
werden möge .

Ta inzwischen die Frage rücksichtlich dieses Bauwesens bei
dem Budget zur Berathnug kommt , so enthält sich Ihre
Kommission der Stellung eines hierauf Bezug habenden
Antrages .

Was aber die Ueberschreitung nach der vorgelcgten Rech¬

nung betrifft , so glaubt Ihre Kommission nach Mittheilung
dieser verschiedenen Umstände auf ihre Genehmigung an¬

tragen dürfen .
Ter Mehraufwand bei Pensionen von 16,869 fl . 25 % kr .

bleibt der Beurrheiluug des besonderen Vortrages über die

Pensionen überlassen .

Sechs und sechzigste öffentl. Sitzung der zweiten Kammer .
Karlsruhe , den 27 . Juli 1831 .

Nachdem der Abgeordnete Tuttlinger eine von 214

Konstanzer Bürgern Unterzeichnete Petition , Zoüange -

legenhciten betreffend , eingereicht hat , wird die Tiskussion
über den Bericht des Abg . B e k k, die B e h a n d l u n g s w e i se
der Prozeßordnung betreffend , eröffnet , wobei Staatsr . j
Nebenius vorläufig bemerkt , daß er milden gemachten Vor - j
schlügen um so mehr einverstanden sey, da sie mit den von
der Negierung gemachten Vorschlägen im Wesentlichen über -
rinstimmen .

Bekk bemerkt , daß die Kommission in der Zwischenzeit ,
weil die vorgeschlagene Berathungsart nicht mehr möglich
seyn werde , auf die Modification ihres Vorschlags gekom¬
men sey , daß die Hauptzüge des Entwurfs sogleich bcra -
then und darüber ein Gutachten erstattet werden möchte , ob und
mit welchen Modifikationen die Prozeßordnung einstweilen
bis zum nächsten Landtage provisorisch eingeführt wer¬
den sollte . Er begründet diesen Vorschlag mit der Tring -
lichkeit einer Aendcrung in dem Gerichtsverfahren , und den
Vortheilen , welche auf dem nächsten Landtage die gemach¬
ten Erfahrungen bei der Bcrathung gewähren würden .

Staatsr . Nebenius setzt die zwei Fälleentweder werde
der Entwurf in seinen Grundlagen als dem jetzigen Stande
der Wissenschaft und den Bedürfnissen des Landes entspre¬
chend anerkannt,

'
oder er werde es nicht ; im ersten Falle

könne eine große Zahl von Abänderungen nicht eintrcten ,
wegen des innigen Zusammenhanges der einzelnen Bestim¬

mungen ; im andern Falle halte er es unmöglich , die be-

| deutenden Abänderungen in der Kammer selbst zu machen ,
weil dann uothwendig die 1200 Artikel durch Aenderung
der Grundlage vernichtet würben , und darum auch eine

artikelweise Berathnug stakt finden müßte , was in einem
Jahre kaum zu Stande gebracht werden könne .

Bordolo macht in einer sehr ausführlichen Rede auf
die Wichtigkeit des Gesetzescutwurfs einer neuen Prozeßord¬
nung aufmerksam , auf die Schwierigkeiten seiner Prüfung ,
auf die Nothwendigkeit einer sorgfältigen Prüfung , die nicht
übereilt werden dürfe , und schließt mit dem Anträge : „ Tie

j ganze Berathung bis zum künftigen Landtage auszusetzen,
i dagegen sowohl beide Landesuniversikaten , als sämmliche

Gerichte und Hofgerichte , sodann alle praktische Beamten
und Rechtsgelebrte unsers Vaterlandes zu gründlicher Be¬

gutachtung der Prozeßordnung auszusordern , und sämmkliche
! Gutachten der durch praktische Gcschäftsmänuer zu verstär -
! kenden Gesetzgebungs - Kommission zur uöthigen Rücksichts -

nahme und Benutzung zu übergeben .

Rettig v . L . stimmt der von Bekk vorgeschlagenen
Modifikation bei .

v . Jtzstein widersetzt sich der provisorischen Ein -

führuiig , „ weil die Annahme eines Gesetzes als Proviso¬
rium , während die Kammer versammelt ist , eine Erschei¬

nung sey , von der er wenigstens in repräsentativen Ver¬

fassungen noch kein Beispiel habe " ; wenn die Tauer des

Landtags zu kurz sey , um das ganze Gesetz zu berathcn ,
so möchte er lieber dazu rathen , sich einstweilen nur auf
die Erecutionsordnung und Gantordnung zu beschränken ,
damit wenigstens diesem dringenden Bedürfnisse deS Landes

abgeholfen würde .
Merk verlangt , daß zuerst über die Fundamentalgrund -

! satze , die zugleich die positiven leitenden Normen seycn ,
nämlich über die Kollegialität , die Mündlichkeit und Oef -

fentlichkeit des Verfahrens , und die Trennung der Justiz
und Administration geschättsordniingsmäßig bcrathen werden

müsse , und nur in dieser Voraussetzung sey er als Kom¬

missionsglied dem Anträge des Berichterstatters beigetreten ;
nur nach Feststellung jener Grundsätze könne allenfalls die

Frage entstehen , in wie weit solche Modifikationen vorge¬

schlagen werden könnten , um wo möglich nach diesen all¬

gemeinen Grundsätzen die Prozeßordnung provisorisch bis

zum nächsten Landtage einzuführen , und eine speciellc Prü¬

fung der einzelnen Theile spater eintrelen zu lassen .
'

Miltermaier halt es für uothwendig , daß die Kam -
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mer sich darüber ausspreche , ob auf dem gegenwärtigen

Landtage die Prozeßordnung , wie sie vorliege , der Gegen¬

stand einer Berathung seyn solle . Werde diese Frage be¬

jaht , so müsse die weitere über die zweckmäßigste Form

erörtert werden ; werde sie verneint , so müsse eine andere

Form vorgeschlagen werden , wie im Interesse des Landes ,

wenn nicht Alles , doch wenigstens Einiges , und dieses ohne

Uebereilung , erreicht werden könne .

Staatsr . Nebenius hält die Einführung der Prozeß¬

ordnung in der Weise gewöhnlicher Provisorien für keine

zweckmäßige Maßregel ; wenn darunter aber verstanden sey,

daß die Prozeßordnung , unter Vorbehalt einer Revision

nach 2 Jahren , mit der Wirkung eingeführt werden solle ,

daß die Verbesserungen , worüber man fich mit der Regie¬

rung vereinige , eintretcn , so werde man diese Maßregel

von Seiten der Regierung sehr billigen . Tie Kammer

werde diesem Anträge nur beitreten , wenn sie die Prozeß¬

ordnung in ihren Grundsätzen für gut , und in der Aus¬

führung für zweckmäßig halte ; sie werde , wenn sie einzelne

Theile fände , die einer Verbesserung empfänglich und be¬

dürftig scheinen , vielleicht nach dem Anträge v . Jtzsteins ,

einige Theile herausheben , um die dringendsten Bedürfnisse

der Gesetzgebung zu befriedigen .

Düttling er widersetzt sich der vorgcschlagenen Verta¬

gung der Berathung der Prozeßordnung , tritt dem Anträge

des Berichterstatters bei , der sich mit dem Vorschläge v.

Jtzsteins vereinigen lasse , dem Anträge nämlich , daß die

Kommission den Entwurf berakhe , und der Kammer Vor¬

schläge , ob er im Ganzen oder ob nur einzelne Theile

desselben , z . B . die Vollstreckungsordnung und die Gantord¬

nung bei den gegenwärtigen Landtage in dem Sinne zum

Gesetz erhoben werde , daß zwischen jetzt und dem nächsten

Landtage dieser Entwurf ins Leben eingeführt , jedenfalls

jedoch dem nächsten Landtage zur Revision vorgelegt werde .

Bekk erklärt , daß er im Allgemeinen bei dem früher »

Anträge bleibe , mit der Modifikation , wornach sogleich

ausgesprochen werde , daß nach 2 Jahren das Ganze unter

Zugrundelegung der gemachten Erfahrungen einer Revision

unterworfen werde , wornach alsdann die Berathung der

herausgehobenen Bestimmungen schneller vor sich gehen

könne .
Gerbel bekennt , daß er von einer neuen Prozeßordnung

nichts wissen möchte , wenn nicht dabei Oeffentlichkeit und

Mündlichkeit , Collegialität in erster Instanz und Trennung

der Justiz von der Administration eingeführt werde , welche

Hauptgrundsätze demnach zuerst zur Diskussion gebracht

werden müßten .

Nachdem an der weitern Diskussion noch die Regierungs -

Kommissäre Geh . Rath v . Weiler und Minist . Rach

Ziegler und außer den schon genannten Abgeordneten

auch noch Wetzel I . und II , Welker , Schaaff und

Seltzam Theil genommen , wird auf die einzelnen An¬

träge der Kommission übergegangen .

Der erste Antrag , daß in den fünf Abtheilungen nur

diejenigen Bestimmungen des Entwurfs , gegen welche ein

Mitglied der Abtheilung Anstände erhebt , besonders erörtert

werden sollen , wird angenommen ; der zweite welcher eine

Verstärkung der Kommission vorschlägt , wird als erledigt

betrachtet .
Der dritte Antrag sagt , daß die Kommission gemeinschaft¬

lich mit den Regierungs - Kommissären den Entwurf voll¬

ständig berathen soll , zuerst die allgemeinen Grundsätze , die

durch den ganzen Entwurf durchgeführt sind , und alsdann

die einzelnen Titel und Artikel . — Zu diesem Anträge

bemerkt Staatsr . Nebenius , daß man an diesen Antrag j
den weiteren knüpfen sollte , daß die Kommission für die !

Prozeßordnung zugleich auch die Kommission für die Ge - j

richtsvrdnung seyn soll , weil man dann auf die Punkte in !

der Vorlage der Gerichtsverfassung Rücksicht nehmen könne ,

die in dem Berichte für einschlagend erklärt werdm . j

Es wird hierauf der Beschluß gefaßt , daß die Gerichts - j

Verfassung von der für die Prozeßordnung ernannten Kom¬

mission behandelt , daß außer den Fundamentalgrundsätzen

auch die Gerichtsverfassung vorläufig von der Kommission

zum Vortrage gebracht werden , und daß letztere , nachdem

sie über die allgemeinen Grundsätze berichtet hat , sich ins - j

besondere mit der Erecutions - und Gantordnung beschäfti - !

gen soll . Somit wird der dritte Antrag angenommen .

Bei den übrigen Anträgen wird nichts erinnert , und

solche von der Kammer angenommen . I

Die Tagesordnung führt hierauf auf die Berichte der

Petitions - Kommission . i

Zuerst berichtet der Abg . Winter v . H . über die Bitte j
der Mehlhändler zu Mannheim , um Abstellung der !

Erlaubniß zum pfundweisen Mehlverkauf durch die dortigen ,

Bäcker . j



Die Kammer beschließt , diese Petition dem Eroßherzogl .
Staatsministerium mit dem geziemenden Anfügen mitzuthei -

len , daß man zwar die Ministerialverfügung , den Mehl¬

handel da , wo er nicht einer Innung oder einer Zunft

angehört , jedem als Produktenhandel frei zu geben , sachge¬
mäß und einem Gesetze nicht entgegen finde , dagegen aber
die in den Ministerialakten befindliche Abschrift des Artikels
423 der Mannheimer Polizeivorschriften als die Gewerbe -

thätigkeit hemmend ansehe und dessen Aufhebung gegen die

Petenten empfehle . — (Jener Artikel beschränkt nämlich
den Handel der Mehlhändler auf Mehl und Hülsenfrüchte ,
und untersagt ihnen die Führung aller übrigen Maaren ,
fie mögen Namen haben , wie sie wollen , bei Strafe der

Confiskation .
Auf der Tagesordnung steht zwar nun der Bericht über

die Beschwerde des Paul Nerpel von Berwangen .
Staatsr . Winter bemerkt , daß die in der Petition er¬

wähnten Thatsachen sich aus einer Zeit herschreiben , in

welcher weder er noch einer seiner College » im Ministerium

gewesen ; er habe die Akten unvollständig gefunden , und

deßhalb die Einsendung der erforderlichen Akten veranlaßt ,
weßhalb er wünsche daß dieser Gegenstand auf einige Tage
ausgesetzt werde .

Duttlinger begründet hierauf die von ihm angekün¬
digte Motion wegen eines Gesetzes über das Verfahren
der Behörden und die Form des Verfahrens in Fällen

erzwungener Eigcnthumsabtretung .
Er macht zuerst darauf aufmerksam , daß Beschwerden

dieser Art beinahe auf allen Landtagen verkommen und
häufig gegründet gefunden worden , was er auch von der

gegenwärtigen vermuthet . Er sieht die Quelle aller dieser
Klagen in dem Mangel eines Gesetzes , welches das Ver¬
fahren bestimmt , und an die Gerichte verweist . — „ Es

kommen, " fährt er fort , „ bei allen erzwungenen Eigen¬
thumsabtretungen zwei Fragen vor : 1 ) die Frage , ob ein

Eigenthum zur Abtretung gezwungen werden könne und

solle , und 2 ) die Frage der Entschädigung . Ueber die Art
und Meise der Behandlung und Entscheidung der ersten
Frage durch die oberste Staatsbehörde sind niemals Be¬

schwerden hier eingekommen , wohl aber in Beziehung auf
die Art und Weise der Behandlung und Entscheidung der

zweiten Frage , weil keine gesetzliche Bestimmungen darüber
vorhanden sind ; es werden auch diese Beschwerden nie anf -

hören , weil der Punkt der Entschädigung derjenige ist, über

welchen die Betheiligten in der Regel aus leicht erklärlichen
Gründen nicht miteinander übereinstimmen .

Bald ist es der Eigennutz , der aus der Noch , in der

sich der Staat befindet , fremdes Eigenthum haben zu müs¬
sen , Vortheil ziehen will ; zuweilen ist es aber auch die

Anhänglichkeit des Besitzers an einen Eigenthums - Gegen¬
stand , der ihm durch langjährigen Besitz lieb und werth
geworden ist, was ihn jetzt verleitet , durch übermäßige For¬
derungen die Trennung von diesem liebgewordenen Eigen -

thums -Stück abzuwenden , oder möglichst zu verzögern .
Ein anderer Erklärungsgrund liegt aber auch in dem

gar häufig eintretenden allzugroßen Eifer der Techniker ,
welche die Werke ihrer Kunst bisweilen höher anschlagen ,
als die Heiligkeit des Privat - Eigenthums . In den meisten
Fällen entstehen daher über die Entschädigung Streitigkei¬
ten , welche die schlimmsten sind , weil sie kein Ende neh¬
men , weil sie mit großer Heftigkeit und bisweilen mit An¬

wendung der rohen Gewalt der Selbsthülfe zur Störung
der öffentlichen Ordnung und Ruhe geführt werden .

Wir haben vor nicht langer Zeit in einer Hauptstadt
des Landes den Fall erlebt , daß die Frau eines Gärtners ,
die auch in der Lage war , ein Stück von ihrem Eigenthum
hergeben zu müssen , an dem Tag , wo die Agenten der

Obrigkeit kommen sollten , um das herzugebende Stück mit

Pfählen auszuzeichnen , sich auf ihr Eigenthum bewaffnet
mit einer Hacke und mit der Drohung hingestellt hat , sie
werde Jeden , der es wage , ihr Eigenthum zu betreten ,
Niederschlagen . Sie werden auch den Ausgang dieser tra¬

gischen Geschichte zu wissen begehren , der kurz darin besteht ,
daß diese tapfere Frau groß genug war , um die Agenten
der Staatsobrigkeit für viesesmal zu vertreiben . Der Fall
ist nickst ohne großen moralischen Schaden abgelaufen , der

dadurch der Autorität der Obrigkeit und dem Ansehen der

Gesetze zugefügt worden ist ; der Fall nämlich hat eine

Reihe von Tagen hindurch als Gegenstand des Gelächters
über die Obrigkeit , die mit dieser Angelegenheit zu thun
hatte , gedient .

Um alle diese Uebel für die Zukunft abzuwenden schlage
ich vor , dahin zu wirken , daß noch während des gegen¬
wärtigen Landtags ein einfaches Gesetz zu Stande kommen

möge , das folgende Bestimmungen enthält :
1 ) daß der Zwang zur Abtretung vom Privat -Eigenthum

immer nur gerichtlich angewendet werde , selbst in dem Fall ,
wo kein Streit verkommt ;
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2 ) die Bestimmung , daß die Verhandlung und Entschei¬

dung aller Streitigkeiten über die Entschädigung und das

Maß derselben vor die Gerichte gewiesen werde .
3 ) die Bestimmung der Formen des gerichtlichen Ver¬

fahrens , daS in diesem Fall cintreten soll . Ich erlaube
mir , beizusügen , daß ich der Kommission , wenn mein

Vorschlag so glücklich ist , der Prüfung der Kammer wür -

dig erfunden zu werden , ein Gesetz und die Verhandlungen
darüber — mittbeilen werde , welches die Form in der

Weise enthält , wie ich sie wünschte . Ich meine nämlich
das Gesetz von Frankreich vom 8 . Mai I8l0 . Das bür¬

gerliche Gesetzbuch von Frankreich enthält dieselbe Bestim¬

mung über die erzwungene Eigenthums - Abtretung für öffent¬
liche Zwecke, wie unser bürgerliches Gesetzbuch , indem unser
Gesetzbuch die französische Bestimmung nur übersetzt hat ;
es enthält ferner unsere Verfassung ganz dieselbe Bestim¬

mung , die der französische Verfaffungsbries enthält , es be¬

darf aber diese Bestimmung des bürgerlichen Gesetzbuchs
und unseres Staatsrechtes einer weitern Entwicklung gerade
in der Weise , wie dieselben Bestimmungen , die wir zu be¬

wundern haben in dem trefflichen Gesetze , das ich hier be¬

zeichnet habe — eines der trefflichsten bürgerlichen Gesetze
über die Heiligkeit des Eigenthums , das nach dem Zeugniß
der ausgezeichnetsten Männer von Frankreich unter dem

Kaiserreich seine Entstehung erhalten hat .
Das Gesetz selbst habe ich hier in Händen , und ich werde

es seiner Zeit in die Abtheilnngcn geben .
Schaaff und Mittermaier unterstützen den Antrag .

Letzterer macht zugleich auf das Gesetz , welches über diesen

Gegenstand im I . 1812 in Nassau erlassen worden , das

noch eine Verbesserung des Französischen enthalte , dann auf ein
in Baiern unterm 14 . August 1815 erlassenes aufmerksam ;
und bemerkt , daß seit 5 Jahren in Frankreich sich gewich¬

tige Stimmen über das dortige Gesetz erhoben haben , die

seine Verbesserung fordern , und daß in England unter keiner

Bedingung das Eigenthum mit Zwang abgetreten werden !

müsse . Er fügt die Bitte bei , daß die Fälle näher bezeich- i

net werden möchten , in welchen die Abtretung zu öffentli - !

chen Zwecken zwangsweise gefordert werden könne .

Auch Merk und Welker erklären sich für den Antrag ; :

Letzterer mit dem Zusätze , daß er wünsche , es möge , wie ;
in England , ein Schwurgericht an Ort und Stelle entschei¬
den , ob ein Eigenthum abgetreten werden müsse .

Staatsr . Winter macht ebenfalls auf ein gutes Gesetz

über Eigenthumsabtretung aufmerksam , welches die Repu¬
blik Bern habe .

Die Kammer beschließt hierauf die Motion in den Ab¬

theilungen in Berathung zu ziehen .
Der Abg . Buhl erstattet nun Bericht über die Bitte

der Wirthe zu G und elfin gen und St . Georgen
Amts Freiburg , wegen Erhebung des Pflastergeldes in

Freiburg bei relourgehenden Vorspannpferden . Schaaff
und Wetzel H . sprechen die Hoffnung aus , daß dieser

Beschwerde durch das Stadtamt Freiburg abgeholfen werde ;
da indeß die Petenten nicht Nachweisen , daß sie sich vorher
an die Landesbchördcn gewendet , beschließt die Kammer

nach dem Anträge der Kommission , zur Tggesordnung über

zu gehen .

Derselbe berichtet über die Bitte der gewerbtreibenden
Einwohner von Gemmingen um Aufhebung der ihnen
von ihrem Grundherrn aufgelegten Marktsteuer .

Die Kammer beschließt nach dem Anträge der Kommission ,
diese Petition dem Großh . Staatsministerium mit der Bitte

zu übergeben , gefällige Untersuchung anordnen und nach
Befinden der Sache Abhülfe etwaigen Mißbrauchs bewir¬
ken zu wollen .

Derselbe berichtet zuletzt noch über die Bitte der Ge¬
meinden Blansingen und Kleinkems , Amts Lörrach ,
um Rückzahlung einer alten aber sckon längst bezahlten

Steuerabgabe . ( Sie verlangen Rückersatz ihrer seit 1815

bis 1828 bezahlten alten Abgaben ) . Der Bericht schließt
mit folgenden Worten : „ Ihre Kommission kann dieses Ge¬

such Ihrer Berücksichtigung nicht empfehlen , da einmal

ausgesprochen ist , daß kein Rückersatz für dcrgl . Steuern

bewilligt werden könne . Obgleich wir diese Gemeinden

gleich anderen dieses Verlustes wegen zu bedauern haben ,
so müssen wir doch den Antrag stellen zur Tagesordnung

überzugehcn ." Tie Kammer tritt diesem Anträge bei.

Ein u . sicbenzigste öffentl . Sitzung der zweiten Kammer .

Karlsruhe , den 4 . Aug . 1831.

Der Abg . Buhl erstattet den bereits in Nr . 132 S . 772

mitgetheilten Bericht . Nach ihm berichtet der Abgeordnete
Mittermaier über den von der ersten Kammer mitge -

theilten Gesetzesentwurf , die Aufhebung der peinli¬

chen Fragen , der Strafen der Lügen und der körper¬

lichen Züchtigung betreffend . — Der gründliche Bericht
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schließt mit folgenden Worten : „ Unser Gesammtantrag tzeht
nun dahin :

1 ) die §§. 1 und 2 des Gesetzentwurfs unbedingt anzu¬
nehmen ;

2 ) den § . 3 so weit anzunehmen , als dadurch die Befug -

niß des Untersuchungsrichters zur Ahndung gerichtlicher
Lügen im Laufe der Untersuchung aufgehoben wird , die
weitere Bestimmung des § . 3 über Bestrafung gerichtlicher
Lügen nicht anzunehmen ;

3 ) den ersten und zweiten Satz des § . 4 anzunehmen ,
aber noch bestimmter auszusprcchen , nach welchem Verhält¬
nisse das gemeine Gefängniß statt körperlicher Züchtigung
eintreten darf , unter die Schärfungen der Gefängnißstrafe
auch den Dunkelarrest aufzunehmen , und das Verhältniß ,
nach welchem Dunkelarrest und Hungerkost erkannt werden

darf , gesetzlich zu reguliren ;
4 ) auch das in § . 27 deö Straf - Edikts den Zuchthaus¬

aussehern ertheilie Recht zu Peitschenhieben anfzuheben ;
5 ) bei Sr . Königl . Hoheit dem Großherzog den Antrag

zu stellen , daß auch bei dem Militär die körperliche Züch¬

tigung abgcschafft werde .

Möge die Kammer von 1831 dazu wirken , daß aus der

Strafgesetzgebung unseres Volkes , das an Bildung und

Ehrgefühl keinem anderen deutschen Volke nachsteht , jede
Rohheit verschwinde , welche den die Würde der Mensch¬
heit nicht genug erkennenden Vorstellungen der Vorzeit
angehört , und deren Beibehaltung ein trauriges Zeugniß
denjenigen gibt , welche von der Menschheit so gerne den¬
ken , daß sie nur durch rohe Mittel wirken zu können

glauben ."

Der ganze Gcsetzesentwurf lautet nach den Vorschlägen
der Kommission demnach also :

„ Leopold rc . rc.

Nach Anhörung Unsers Staatsministeriums haben Wir

beschlossen und verordnen , wie folgt :
Art . 1 . Die peinliche Frage findet auch in Fällen nicht

mehr Statt , in welchen der § . 10 des Strafedikts vom 4 .
April 1803 dieselbe noch für zulässig erklärt .

Art . 2 . Ter § . 11 desselben Edikts , über die Anwendung
eines Erforschungsmittels der Wahrheit bei geringeren Ver¬

brechen , ist aufgehoben .
Art . 3 . Tie §§ . 15 u . 16 der Erläuterungen des Straf¬

edikts vom 25 . Mai 1812 , welche dem Untersuchungsrichter

eine Ahndung gerichtlicher Lüge im Lanke der Untersuchung
gestatten , sind außer Wirksamkeit gesetzt.

Art . 4 . Tie körperliche Züchtigung ist abgeschafft . In
so fern sie einen Zusatz peinlicher Strafen bildet , findet an
deren Stelle keine andere Gattung oder Schärfung der
Strafe Statt .

Nur in Fällen , in welchen nach den Gesetzen körperliche
Züchtigung als für sich bestehende Strafe , oder als Zusatz
einer bürgerlichen oder polizeilichen Strafe zu erkennen ist,
wird die körperliche Strafe in Gefängnißstrafe verwandelt ,
welche in Fällen , wo bisher gelinde Züchtigung eintrat , nicht

vierzehn Tage , und in Fällen , wo scharfe Züchtigung eintrat ,
nicht drei Wochen übersteigen kann .

Die Gefängnißstrafe kann auch vermöge Verschärfung durch

Hungerkost , die in Wasser und Brod , oder Wasser und war¬
mer Suppe besteht , oder durch Dunkelarrest , abgekürzt wer¬
den . Hungerkost kann nur je über den andern Tag angesetzt
werden . Acht Tage Gefängniß , mit drei Tage » Hungerkost ,
oder mit 24 Stunden Dunkelarrest , stehen der gemeinen Ge¬

fängnißstrafe von vierzehn Tagen gleich , und zwölf Tage Ge¬

fängniß , mit fünf Tagen Hungerkost , oder mit 48 Stunden

Dunkelarrest , können statt gemeiner Gefängnißstrafe von drei

Wochen erkannt werden .
Art . 5 . Das in §. 27 des Strafedikts den Aufsehern der

Zuchthäuser eingeräumte Recht , Peitschenhiebe vollziehen zu

lassen , ist aufgehoben . "

Hierauf betritt der Regierungs - Kommissär , General -

li eure na nt v . Schäffer die Redncrbühne , und hält einen

, sehr ausführlichen Vortrag , in Bezug auf den Kommissons -

bericht des Abg . Hosfmann , über die Nachweisungen des

Militäretats von 1827 — 1829 .

Nach ihm hält der Kriegsr . Mozer einen ebenfalls sehr

ausführlichen , den erster » ergänzenden Vortrag . Beide Vor »

träge folgen dem Kommissionsbcrichte , dessen Ausstellungen sie

Punkt für Punkt zu wiederlegen beabsichtigen . Ein Auszug

läßt sich nicht wohl geben , für vollständige Mittheilung find sie

zu umfassend , indem sie zusammen 120 Druckleiten füllen ; eine

Beurteilung steht der Redaktion dieses Blattes schon nach dem

Vorgesetzten Plane nicht zu . Wir heben deßhalb , um doch
etwas davon zu geben , folgende Stellen , ohne absichtliche

Auswahl , aus .
S . 17 des ersten Vortrags . „ Die Schwimmschule ist eine
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auf speciellen Befehl Sr . König !. Hoheit , des höchstseligen
Großherzogs Ludwig , nach dem Beispiel von Frankreich ,
Oesterreich > Preußen und andern Staaten , errichtete An¬
stalt , und sollte für den Kostenaufwand auf höchsten Befehl
vorerst nicht mehr als 1500 fl . , die ursprünglich nur für
die Schwimmschule in Mannheim ausgenommen -waren , in
dem Militäretat erscheinen , indem Höchstdieselbcn es sich
vorbehieltcn , die Mehrausgabe durch Einschränkungen zu dek -
ken und die Resultate zu erwarten ; zudem waren die

Schwimmschulen noch nicht allgemein in allen Garnisonen
eingeführt , denn bis setzt bestehen noch keine in Freiburg
und Bruchsal . Das Kriegsministerium befolgte daher nur
die höchsten Befehle des Regenten , und der jetzt regierende
Eroßherzog , König ! . Hoheit , erlaubte erst auf unterthänig -
steu Antrag , daß für die neue Budgetperiode nach einem

vorgeleglcn Durchschnitt 3200 fl . aufgenommen wurden ,
wie Ihnen , meine Herren , aus dem Militäretat bekannt

seyn wird . Was die Schwimmschule in Karlsruhe anbe¬

langt , so ist es notorisch , daß die erste Anlage im I . 1823
Statt hatte , weil aber bei der Wasserfluth im 1 . 1824 die

Grundfesten , Ufer und Schleusten rninirt wurden , und das

ganze Werk seiner Zerstörung entgegen ging , so mußte die

Wiederherstellung vorgenommen werden ; der Vorwurf , daß
die Militär - Admistration hierbei unbedenklich vorgefahren
sey, trifft solche durchaus nicht ."

S . 20 . — „ Der Mehraufwand von 19,751 fl . 14 % kr.
für das im I . 1828 stattgehabte Herbst - Manöver bei Phi¬
lippsburg und Schwetzingen ist theils durch das Lager für
Holz , Stroh , Feldrequisiten und Feldverpflegung der cam -

pirenden sechs Bataillons , theils durch die Verpflegung der
cantonirenden Truppen dadurch entstanden , daß der Groß¬
herzog nicht wollte , daß die Unterthanen die Mannschaft
für den sogenannten Kostbatzen verpflegen sollten , sondern
Höchstdieselben bestimmten für die Verpflegung in denCan -
tonements per Kopf und Tag 10 kr ., ließen den Offiziers
Kommandozulagen ausbezahlen , um sich selbst verköstigen
zu können . Im Etat ist allerdings für dergleichen Aus¬

gaben keine Einnahme , sondern die durch solche Herbstma¬
növer verursacht werdenden Kosten , sollen durch den Erer -

ziermonat , wo die Beurlaubten etatmäßig eingezogen wer¬
den , bestritten werden ; allein selten haben diese hingereicht ,

und aus diesem Grunde verfügte der höchstselige Großher¬

zog Einschränkungen , welche durch eine Vergleichung der

Einnahme und Ausgabe der zwölf Hauptrubriken ersichtlich
sind, um die bewilligte Etat - Summe nicht zu überschreiten .
Diese und ähnliche Ausgaben können den Regimentern nicht
ausgerechnet , sondern müssen bei der Kriegskaffe unter

Ertrakosten verrechnet werden ."
'

'
S . 27 . — „ Was die Beträge anbetrifft , welche Ihre K . H .

der höchstselige Großherzog Ludwig aus der Kriegskasse als

Kriegsministcr , als Ehef des Garde - Bataillons und des

ersten Infanterieregiment an Gagen bezogen hat und wenn ,
Ihre Kommission , meine Herren , am Schluffe dieser ihrer
Ansicht den eristirendcn Präsidenten des Kriegs -Ministeriums ,
nämlich mich für diese von dem höchstseligen Großherzoge ;
bezogene Kriegsministcr - und Chefs - Gagen verantwortlich
machen will , so wundert es mich wahrlich , daß dieser
Grundsatz jetzt und erst nach dreizehn Jahren und nicht in
den Ständeversammlungen der Jahre 1819 , 1820 , 1,822 ,
1825 und 1828 aufgestellt und zur kräftigen Beschwerde
bei Lebzeiten des Großherzogs Ludwig gebracht worden ist.
Ihre Kommission , meine Herren , verlangt das , was fünf

Ständcversammlungen nicht für gut gefunden haben zu
sagen , das soll im Jahre 1831 der Präsident verantworten .

Die Ständeversammlungen , meine Herren , haben nach

§. 67 der Verfassung das Recht der Vorstellung und Be¬

schwerde , sie haben das Recht , Mißbräuche in der Ver - j
waltung der Regierung anzuzeigen ; ich frage , ist dieß von
einer der erwähnten früher » Ständeversammlungen in die¬

sem Betreff geschehen ? Wer gab aber mir das Recht ?

da die Vertreter der Verfassung schwiegen ? ?

Ist diese Besoldung außerdem nicht in den Rechnungen
durch höchste Quittungen nachgewiesen ? und weisen nicht
die Rechnungen der Leib - Grenadiergarde und des ersten
Linien - Infanterieregiments den Empfang der Chefsgagen
nach ? selbst die angelegte Originalordre vom 21 . Januar
1821 Nr . 2 , enthält hierüber einen höchsten Befehl , welcher
die Stellung bezeichnet , in welcher sich das Kriegsministerium

zum Großherzog befand .

( Fortsetzung folgt . ) >

Redakteur : R. L- Grimm , erster Sekretär der zweiten Kammer - Verleger : Buchhändler Lh . Th > Grool .
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